
verdiener-Bereich stammen, 
ist es fraglich, woher Pellen-
gahrs seine Euphorie nimmt. 

Hinzu kommt, dass viele Ar-
beitnehmer aus einer nor-
malen Entlohnung oftmals 
erst in die Arbeitslosigkeit 
geraten, um sich daraufhin 
mit einer Anstellung im Nied-
riglohnsektor begnügen zu 
müssen. Diese Gruppe wird in 
der Studie jedoch nicht sepa-
rat erfasst. Insgesamt waren 
29 Prozent aller Eintritte in 
den Bereich des Niedriglohns 
vorher als „arbeitslos“ bzw. 
anderweitig „nicht erwerbs-
tätig“ gemeldet. 

So ist klar, dass sich die reale 
Anzahl der Personen, welche 
aus dem Niedriglohn in nor-
mal vergüteten Arbeitsver-
hältnissen aufsteigen, von 
jener Anzahl an Personen, 
welche bereits normal ent-
lohnt wurden und sich auf 
einmal - entweder direkt, 
oder über den „Umweg“ der 
Arbeitslosigkeit - im Nied-
riglohnsektor wieder fi nden, 
alles andere als „vielfach“ 
unterscheiden dürfte. Des 
Weiteren wird von den Ver-
fassern des Gutachtens auch 
kein Zusammenhang zwi-
schen Niedriglöhnen und 
Einkommensarmut gesehen, 
da laut Studie aufgrund zu-
sätzlicher Einkommensquel-
len im Haushalt sowie staat-

lichen Transferleistungen 
„nur“ 16 Prozent der Niedrig-
löhner armutsgefährdet sei-
en. Holger Schäfer vom Insti-
tut der deutschen Wirtschaft 
wörtlich:

„Es gibt in Deutschland kein 
nennenswertes Problem der 
Armut trotz Arbeit.“

Wie hartnäckig Typen wie 
Schäfer oder Pellengahr mit 
Hilfe vorgegebener Betrach-
tungen, geschönter Statis-
tiken und „Analysen“ je-
doch versuchen die Realität, 
gleich der damaligen DDR, 
zu verschleiern, um den von 
den Demokraten geschaffe-
nen „liberalisierten Arbeits-
markt“ als Erfolgsmodell prä-
sentieren zu können, mit dem 
sich weiterhin nach Herzens-
lust unter dem Stern „der 
Profi tmaximierung“ Löhne 
und Gehälter drücken lassen, 
so sind es nicht die warmen 
Worte, sondern lediglich kal-
te Tatsachen, welche einen 
immer größer werdenden Teil 
der Deutschen Tag für Tag 
stärker resignieren lassen:

• 23 Prozent der Beschäftig-
ten in Deutschland arbeiten 
im Niedriglohnsektor

• Die Anzahl der Niedriglohn-
empfänger ist allein in den 
letzten 10 Jahren um 2,3 Mil-
lion gestiegen

• Seit 2005 mussten 50 Milli-
arden Euro aufgebracht wer-
den, um Löhne im Niedrig-
lohnsektor durch staatliche 
Bezuschussung aufzustocken

• Über 80 Prozent der Be-
schäftigten im Niedrig-
lohnsektor verfügen über 
eine Berufsausbildung, sind 
dahingehend nicht als ge-
ringqualifi ziert einzustufen
• 75 Prozent der im letzten 
Jahr neu entstandenen Be-
schäftigungsverhältnisse fal-
len unter die Rubrik der atypi-
schen Beschäftigung

• Mehr als jeder zweite neue 
Beschäftigte fi el 2010 in die 
Kategorie der Leih- und Kurz-
arbeit

• Die Löhne der unteren Ein-
kommensgruppen sind seit 
dem Jahr 2000 um 22 Prozent 
gesunken

• In Deutschland gilt jeder 
sechste als armutsgefährdet, 
im Osten der Republik sogar 
jeder fünfte
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Die Durchhalteparole könn-
te kaum glaubwürdiger sein: 
Trotz Schuldenkrise, Kon-
junkturproblemen, Bonitäts-
abstufungen und der vom 
IWF formulierten „gefährli-
chen neuen Phase“ sind die 
Deutschen so glücklich wie 
noch nie. Zumindest haben 
das der Wirtschaftsforscher 
Bernd Raffelhüschen, ge-
meinsam mit der Chefi n des 
Instituts für Demoskopie Al-
lenbach, Renate Köcher, in 
einer bezeichnenderweise 
„erste umfassende Bestands-
aufnahme zum Lebensglück 
der Deutschen“ herausge-
funden.

Wie es tatsächlich um unser 
Volk bestellt ist, offenbart 
jedoch eine andere Studie. 
Denn mittlerweile wächst 
nach Angaben des Statisti-
schen Bundesamts in Wies-

baden fast jedes dritte Kind 
(31 Prozent) in Deutschland in 
einer Zuwandererfamilie auf - 
in Großstädten mit mehr als 
einer halben Million Einwoh-
nern sogar jedes zweite (46 
Prozent).

Erklärbar wird eine solche 
Entwicklung nur dadurch, 
dass im System der Demokra-
ten das deutsche Volk über-
haupt keine Rolle mehr spielt. 

Man hat nicht einmal den 
Wert des zukünftigen Steu-
erzahlers und Lastenträgers 
anerkannt, geschweige denn 
den biologischen Wert deut-
scher Kinder. Durch „Integra-
tion“, dem „Zuzug von Fach-
kräften“, so klingt es, soll der 
Bevölkerungsrückgang der 
Deutschen ausgeglichen 
werden. Doch der ist durch 
Zuwanderung selbst nach 

Maßstäben der Demokraten 
nicht mehr aufzuhalten. 
Um das Verhältnis zwischen 
Rentnern und Erwerbstäti-
gen dauerhaft auf dem heuti-
gen Niveau zu halten, müsste 
der jährliche Zuwanderungs-
überschuss bei 3,4 Millionen 
Menschen liegen. Die Bevöl-
kerung in Deutschland wür-
de dann auf 300 Millionen 
Menschen anwachsen und 
der Ausländeranteil läge bei 
80 Prozent.

Mit einem prognostizierten 
Rentneranteil von 46,2 Pro-
zent wird die deutsche Be-
völkerung in 20 Jahren die 
älteste innerhalb Europas 
sein. Bei einer Geburtenrate 
von 1,3 pro Frau vergreist und 
schrumpft unser Volk unauf-
haltsam. Der Glaube daran, 
dass Heerscharen von jungen 
Ausländern nach Deutsch-
land strömen, um alten und 
gebrechlichen Deutschen 

Deutschland stirbt!

09/11



Dass die herrschenden De-
mokraten im täglichen Kampf 
gegen die letzen Überbleibsel 
„freien“ Denkens das Neu-
sprech für sich entdeckt ha-
ben, ist nicht erst seit dem 
Wunsch der Arbeitsminis-
terin von der Leyen nach 
einem neuen Ausdruck für 
den „Hartz IV“ oder der an-
dauernden Debatte um die 

Vorratsdatenspeicherung, 
die unser Innenminister gern 
zur „Mindestdatenspeiche-
rung“ umdefi nieren möchte, 
bekannt. 

Auch Wirtschaftsvertreter 
haben sich das Werkzeug 
des künstlichen Austau-
schens negativ besetzter 
Wörter durch neue, den 

ursprünglichen Sachver-
halt verschleiernde, Begriffe 
längst angeeignet. 

So wusste Hubertus Pel-
lengahr, Geschäftsführer 
der „Initiative Neue Soziale 
Marktwirtschaft“ (INSM), 
einem Lobbyverein mehre-
rer Arbeitgeberverbände der 
Metall- und Elektroindust-
rie, vor gut einer Woche den 
Fokus der medialen Öffent-
lichkeit auf sich zu lenken, 

Unterkunft und Verpfl egung 
zu erarbeiten, entspricht ei-
nem Wunschdenken, das 
durch nichts begründet wer-
den kann.

Jahrzehntelang haben sie die 
Vorzüge einer „multikulturel-
len Gesellschaft“ gepredigt, 
doch heute ist eines klarer als 
je zuvor: Im System der De-
mokraten kann und wird es 
keine Bevölkerungspolitik ge-
ben, die dem deutschen Volk 
das Überleben sichert. Das 
ist eben keine ferne Theorie 
mehr - wer die ideologische 

Brille von der „Gleichheit der 
Menschen“ abnimmt und die 
Augen öffnet, kann, wenn 
er nur einen verschwindend 
winzigen Bruchteil des Volkes 
von Goethe, Schiller und Kant 
in sich trägt, nicht mehr wei-
termachen wie bisher.

Wer etwas ändern will, muss 
jetzt eine Entscheidung tref-
fen. Es wird nicht reichen, ge-
meinsam mit dem Arbeitskol-
legen oder Nachbarn wütend 
über die Zustände zu schimp-
fen oder sich bei der nächs-
ten Wahl für Apfelsinen statt 

Orangen zu entscheiden. 
Tausende haben bereits vor 
dir eine Entscheidung getrof-
fen. Schließ dich ihnen an und 
werde dir deiner Verantwor-
tung als Teil unseres Volkes 
bewusst! Wir haben es in der 
Hand: Es ist unsere Heimat, 
unser Volk und unsere Ent-
scheidung, den Volkstod im 
Sinne der Demokraten zu ge-
stalten, oder ihn aufzuhalten! 
Oder hast du dich tatsächlich 
schon daran gewöhnt, die 
Minderheit im eigenen Land 
zu sein?
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Neusprech: Aus Niedriglohn 
wird Einstiegslohn

indem er sich dem Begriff des 
„Niedriglohns“ annahm. Pel-
lengahr erklärte:

„So genannte Niedriglöhne 
sind in Deutschland für viele 
Menschen vor allem eines: 
Einstiegslöhne“

Zur Bekräftigung seiner These 
zauberte Pellengahr sogleich 
ein passendes Gutachten 
mit dem Titel „Der Niedrig-
lohnsektor in Deutschland: 
Entwicklung, Struktur und in-
dividuelle Erwerbsverläufe“  
vor die Kameras, welches im 
Auftrag des INSM vom Insti-
tut der deutschen Wirtschaft 
(IW) in Köln angefertigt wur-
de.

Wer regelmäßig unseren Blog 
(www.spreelichter.info/blog) 
verfolgt, dem wird die „Initia-
tive Neue Soziale Marktwirt-
schaft“ nicht gänzlich unbe-
kannt sein. Bereits im Mai 
hatten wir über ein Gutach-
ten der INSM geschrieben 
- damals bezüglich der groß-
spurig verkündeten Chan-
ce zur Vollbeschäftigung in 
Deutschland.

Und so wie es im Mai die Be-
strebung der sich im INSM 
tummelnden Gestalten war, 
unter dem Deckmantel einer 
vermeintlich in Aussicht ste-
henden Vollbeschäftigung, 
für die Akzeptanz von „regio-

Wenn Du das Spreelichter-
Infoblatt zum ersten Mal 
in den Händen hältst, ist 
das schon ein erster klei-
ner Schritt in die richti-
ge Richtung. Werde Teil 
der  Widerstandsbewe-
gung, indem Du das hier 
Gelesene anderen weiter-
vermittelst. Nimm Kontakt 
zu bereits aktiven Gruppen 
in Deiner Stadt auf und 
beteilige Dich an den Dis-
kussionsprozessen im Netz. 
Das System muss in seiner 

Auf Dich kommt es an!
charakterlichen Haltung 
scharf gezeichnet und mit 
allen Fehlern und aller 
Unfähigkeit so deutlich skiz-
ziert werden, dass jeder er-
kennen kann, dass es dem 
Untergang geweiht ist. 

Weitere Informationen 
fi ndest Du im Netz unter:

www.spreelichter.info

Nachdruck erlaubt und 
erwünscht!

nal unterschiedliche Beschäf-
tigungschancen“ und die För-
derung von „Mobilität und 
nicht Sesshaftigkeit“ zu wer-
ben, so will man im aktuellen 
Gutachten den Niedriglohn-
sektor als Erfolg, nämlich der 
zunehmend „gelungenen In-
tegration Geringqualifi zierter 
in den Arbeitsmarkt“ erkannt 
haben. 
So kommt man auf 51 Seiten 
„Analysen“, Zahlenschiebe-
reien und deren Interpre-
tationen zu dem Ergebnis, 
dass der wachsende Niedrig-
lohnsektor nicht das Resul-
tat arbeitsmarktpolitischen 
Versagens ist, in dessen Fol-
ge ein wachsender Teil der 
Arbeitnehmer aus regulären 
Beschäftigungsverhältnissen 
in solche, mit geringem Lohn 
gedrängt werden, sondern, 

dass sich in ihm das „Ergeb-
nis eines arbeitsmarktpoli-
tischen Erfolges“ widerspie-
gelt. 

Begründet wird dies laut Pel-
lengahr damit, dass es um ein 
Vielfaches wahrscheinlicher 
sei, aus dem Niedriglohnsek-
tor in den Bereich der Nor-
malverdiener aufzusteigen, 
als umgekehrt abzusteigen. 
Dabei bedient sich Pellengahr 
jedoch einer ziemlich eige-
nen Defi nitionen des Wortes 
„Vielfaches“. Hält man sich 
vor Augen, dass laut Studie 
zwar 52 Prozent aller Austrit-
te aus dem Niedriglohnsektor 
zu Normalverdienern wer-
den, dem gegenüber jedoch 
auch 43 Prozent aller Eintritte 
in den Niedriglohn stehen, 
die direkt aus dem Normal-
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